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Aktuell steht die politische Partizipation 
Minderjähriger im Fokus des Referen-
dums vom 7. Juni 2015, das sich u. a. mit 
der Frage des Wahlrechts ab 16 Jahren be-
fasst. Bereits heute steht fest, dass dieses 
konsultative Referendum sowohl für die 
Luxemburger Demokratie als auch für 
ihr Verständnis richtungs- und zukunfts-
weisend sein wird, da gleich zwei der drei 
Referendumsfragen eine Ausdehnung des 
Wahlrechts vorsehen.

Beim Vorschlag der blau-rot-grünen Re-
gierung betreffend die politische Betei-
ligung Minderjähriger handelt es sich 
um ein aktives Wahlrecht ab 16 Jahren, 
das ein persönliches Einschreiben in die 
Wahllisten erfordert und somit freiwillig 
ist. Die Fragestellung schließt aber das 
Kandidieren bei Wahlen – also das pas-
sive Wahlrecht – für Minderjährige aus. 
Einmal eingeschrieben jedoch gilt für 
den jungen Bürger genauso wie für alle  
Luxemburger Staatsbürger die Wahlpflicht 
bei Gemeinde-, Parlaments- und Europa-
wahlen sowie Referenden.

Bereits durch die Ratifizierung1 der UN-
Kinderrechtskonvention im Jahr 1993 
verpflichtete sich Luxemburg dazu, Kin-
dern und Jugendlichen zu gewährleisten 
sich an bestimmten Entscheidungspro-
zessen beteiligen zu dürfen.2 Die politi-
sche Realität trägt dieser internationalen  

Verpflichtung jedoch nur beschränkt Rech-
nung. Jugend-, Bildungs- und Familien- 
politik, die Minderjährige oft direkt be-

trifft, werden sehr oft auf kommunaler 
oder nationaler Ebene entschieden, ohne 
dass die Meinung der jungen Menschen 
mit einfließen kann. Die Idee der UN-
Kinderrechtskonvention von 1989 war 
es, die sozialen und politischen Kinder- 
bürgerrechte neu aufzustellen. In diesem 
Kontext spielt das als innovativ geltende 
Prinzip der Partizipation eine bedeu-
tende Rolle, da das Kind hier erstmals 
als Rechtssubjekt und Inhaber von Men-
schenrechten anerkannt wird.3 

Die Forderung der Senkung des Wahlal-
ters von 18 auf 16 ist kein Novum und 
wird bereits seit Jahren in Luxemburg wie 
auch in anderen europäischen Ländern 
diskutiert. In der EU ist Österreich bis-
lang der einzige Staat, der das Mindest-
alter zur Beteiligung an Nationalwahlen 
auf 16 Jahre gesenkt hat.4 In Deutsch-
land führte Niedersachsen als erstes Bun-
desland das aktive Wahlrecht ab 16 auf 
Kommunalebene ein. Mehrere Länder 
(Baden-Württemberg, Berlin, Branden-

burg, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein) 
folgten diesem Beispiel. Wählen ab 16 auf 
Landesebene ist bisher nur in Branden-
burg, Bremen, Hamburg und Schleswig-
Holstein möglich.5 

In Luxemburg wurden bereits im Jahr 
1996 zwei Gesetzesentwürfe zur Senkung 
des Wahlalters eingereicht – der Gesetzes-
entwurf Nr. 41416 (Wahlrecht ab 17 bei 
Nationalwahlen) der damaligen Abge-
ordneten René Kollwelter und Marc Za-
nussi (LSAP) und der Gesetzesentwurf  
Nr. 42367 (Wahlrecht ab 16 bei Kom-
munalwahlen) des Abgeordneten Eugène 
Berger (DP). Nachdem beide Entwürfe 
zurückgezogen wurden, versuchte der Ab- 
geordnete Berger im Jahr 2012 erneut 
sein Glück, indem er sich für ein aktives 
Wahlrecht ab 16 Jahren bei Kommunal-,  
National- und Europawahlen einsetzte. 
Drei Anläufe, drei Misserfolge: 2012 
stimmten die Abgeordneten der ADR, der 
CSV und der LSAP gegen den Gesetzesent-
wurf Nr. 6205, den ebenfalls Berger einge-
reicht hatte.8 Das Jugendparlament sprach 
sich in den letzten Jahren für ein Wahl-
recht ab 16 bei Kommunal-, National-,  
sowie Europawahlen aus und forderte au-
ßerdem Veränderungen im Schulsystem, 
um die Schüler adäquat auf ihre erste 
Wahl vorzubereiten. Zudem plädieren ei-
nige politische Jugendorganisationen seit 
Jahren für eine Ausdehnung des Wahl-
rechtes für Jugendliche. 
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Das Referendum als Durchbruch?

Wohl kaum, wenn die Regierungspar-
teien und Déi Lénk die Luxemburger 
Urnengänger nicht noch in den regio-
nalen Informationsversammlungen zu 
überzeugen vermögen. Denn die letzten 
TNS-ILRES Umfragen9 sind in diesem 
Punkt ernüchternd. Nur 33 % der Be-
fragten befürworten die vorgeschlagene 
Senkung des Wahlalters. Immerhin 45 % 
der 18- bis 24-Jährigen würden diese Re-
ferendumsfrage mit „Ja“ beantworten. 
Bedauernswert ist, dass keine aktuelle 
Statistik vorliegt, die die Meinung der 
betroffenen Altersschicht widerspiegelt. 
Zuletzt wurden Minderjährige in den 
Jahren 2008 und 2009 im Rahmen der 
„Jugendëmfro“10 zum Wahlrecht ab 16 
befragt: Damals sprachen sich 64 % der 
12- bis 18-Jährigen für eine Senkung des 
Wahlalters aus.

Warum nur scheinen Erwachsene so skep-
tisch gegenüber der Jugend? Unterschei-
den sollte man zwischen jenen, die über-
zeugt sind, dass man jungen Menschen 
nur die Möglichkeit zur Beteiligung geben 
muss, damit ihr politisches Interesse und 
Engagement aktiviert wird und denjeni-
gen, die behaupten, dass „Jugendliche 
politikverdrossen sind, eine hedonistische 
Spaßgesellschaft darstellen und oft eine 
„Null-Bock-Mentalität“ aufweisen“.11 Die 
letzten Shell-Studien12 und das Jugend-
survey des Deutschen Jugendinstituts13 

belegen, dass man Jugendliche nicht 
leichtfertig als politisch desinteressiert 
abschreiben sollte. Sie interessieren sich 
bevorzugt für Themen wie Umwelt, Men-
schenrechte und Frieden und ziehen es 
vor, sich eher in unkonventionellen und 
kurzfristigen Formen zu engagieren. In 
diesen Studien ist jedoch eine Verdrossen-
heit gegenüber parteipolitischen Akteuren 
erkennbar, die Jugendliche davon abhält, 
sich parteipolitisch zu engagieren. Dieses 
Phänomen lässt sich auch in Luxemburg 
beobachten. Schüler und Studenten trieb 
es in den letzten Jahren mehrmals auf die 
Straße, um gegen die Vorhaben der Re-
gierung in Bezug auf die Beschäftigungs-
politik (Gesetzesentwurf 5611, 2006), 
Bildungspolitik („Lycées“-Reform, 2011) 
oder die Kürzung der Studienbeihilfen 
(Gesetzesentwurf 6670, 2014) zu demons-
trieren. Nicht vergessen sollte man auch, 
dass die Generation der digital natives bes-
ser und schneller denn je informiert ist.

Jugendliche werfen Politikern sowohl feh-
lendes Verständnis als auch Desinteresse 
an Themen der jungen Generationen vor. 
Wirft man einen Blick auf das Luxem-
burger Parlament, so findet man einen 
Altersdurchschnitt von rund 52 Jahren 
vor. Berücksichtigt man die Anzahl der 
Abgeordneten unter 35 Jahren im Par-
lament, so stellt man eine Verdoppelung 
im Vergleich zur vorherigen Legislatur-
periode fest. Nichtsdestotrotz fällt leider 
zunehmend auf, dass junge Abgeordnete, 

die vorher sogar das Amt des Vorsitzenden 
der Jugendorganisation bekleideten, in ih-
rer aktuellen Funktion eher selten die In-
teressen der jungen Generation vertreten. 
Beispielsweise bei der Reform der Stu-
dienbeihilfen hätten diese Jungpolitiker 
die Rolle des politischen Brückenbauers 
einnehmen und so ihre Anteilnahme an 
den Interessen der jüngeren Generation 
ausdrücken können. Vielleicht erklärt sich 
dieser Sachverhalt aber auch dadurch, dass 
Nachwuchspolitiker versuchen als voll-
wertige und kompetente Politiker wahrge-
nommen zu werden indem sie ihre „Kin-
derschühchen“ abstreifen.

Des Weiteren könnte die Senkung des 
Wahlalters auch dem demographischen 
Wandel in Luxemburg entgegenwirken. 
In einer immer älter werdenden Gesell-
schaft14 ist es wichtig, die Gerechtigkeit 
zwischen den Generationen zu wahren 
und dadurch auch die soziale Kohäsion zu 
stärken. Die Einführung des Wahlrechts 
ab 16 wäre ein erster Schritt, die etablierte 
Politik zu bewegen, den Interessen der 
jungen Menschen mehr Aufmerksamkeit 
zu schenken.

Das alleinige Einführen des Wahlrechts ab 
16 Jahren ist dennoch nicht ausreichend. 
Kinder- und Jugendpartizipation benötigt 
pädagogische Begleitung – sowohl durch 
Erwachsene, die lediglich unterstützend 
wirken, als auch durch ein durchdachtes 
Konzept für politische Bildung. Der Autor 



Referendum  März 2015 37

Johannes Bach15 macht in diesem Kontext 
auch auf einige Gefahren der jugendli-
chen Partizipation aufmerksam. Zunächst 
muss die etablierte Politik die Jugend- 
lichen ernst nehmen und diese nicht nur 
auf sogenannte „Beteiligungsspielwiesen“ 
abschieben. Ein weiteres Risiko wäre, dass 
Wahlstimmen der Jugendlichen von den 
Eltern genutzt werden, um deren bevor-
zugte Partei zu wählen. Das letztere Ar-
gument ist wohl stichhaltig, jedoch wäre 
es scheinheilig zu behaupten, dass dieses 
Risiko des Beeinflussens nichtig wird mit 
dem Eintreten des 18. Lebensjahres. Diese 
Gefahren sollten vom Gesetzgeber aner-
kannt und weitmöglichst eingedämmt 
werden, denn eine daraus resultierende 
Einschränkung der Beteiligungsrechte für 
Jugendliche sei keine Alternative, so Bach. 
In diesem Sinn ist es umso erforderlicher, 
die politische Bildung in den Schulen zu 
fördern, um sowohl das politische Inter-
esse und den kritischen Geist der Jugend-
lichen zu wecken als auch es ihnen zu er-
möglichen, eigene Schlüsse zu ziehen und 
sich eine eigene Meinung zu bilden.

Ab dem 11. bis 12. Lebensjahr sind Ju-
gendliche imstande, eigene Denkoperatio-
nen durchzuführen und logischen Argu-
mentationsformen zu folgen. Theoretisch 
sind Jugendliche dieser Alterssparte in der 
Lage politisch mitzureden und politische 
Zusammenhänge zu erkennen.16 Warum 
also 16 Jahre als Grenze wählen? Im Geset-
zesentwurf Nr. 6205 wurde das damit be-
gründet, dass die luxemburgische Gesetz-
gebung 16-Jährigen bereits einige Rechte 
einräumt, die mit Pflichtbewusstsein ver-
bunden sind, wie z. B. das Arbeitsverbot 
bis zum 16. Lebensjahr oder die Anfrage 
des Führerscheins für die Klassen AM, 
A1 und F17. Vielleicht ist es an der Zeit, 
dass wir Erwachsene uns eingestehen, 
dass 16-Jährige längst beweisen, dass sie 
nicht nur bereit sind Verantwortung für 
sich selbst zu übernehmen, sondern auch 
für die Gesellschaft. Außerdem macht das 
Überschreiten des 18. Lebensjahres den 
jungen Erwachsenen nicht zwangsläufig 
zu einem verantwortungsbewussten, in-
formierten und an Politik interessierten 
Menschen. Politisches Interesse und Ver-
antwortungsgefühl entstehen durch einen 
Lernprozess, den man bereits lange vor 
dem 18. Lebensjahr anregen muss, z. B. 
durch Beteiligung in Kindergemeinde-

räten, im Jugendparlament, in politischen 
Parteien, durch soziales Engagement etc. 
Allein die Möglichkeit sich an einer Wahl 
zu beteiligen, erhöht bei Jugendlichen die 
Fähigkeit sich mit politischen Zusammen-
hängen auseinanderzusetzen. Vielleicht 
wäre es doch an der Zeit Jugendliche als 
„human beings“ und nicht nur als „hu-
man becomings“ anzusehen. u
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